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(Nr. 10589). Geſetz, betreffend die Herſtellung und den Ausbau von Waſſerſtraßen. Von 
1. April 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
SCH 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, für die nachſtehend bezeichneten Bau— 
ausführungen die folgenden Beträge nach Maßgabe der von den zuſtändigen 
iniſtern feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden: 
I. für Herſtellung eines Schiffahrtkanals vom Rhein zur Weſer einſchließlich 
Kanaliſierung der Lippe und Nebenanlagen, und zwar für 
a) einen Schiffahrtkanal vom Rhein in der Gegend von Ruhrort oder 
von einem nördlicher gelegenen Punkte bis zum Dortmund -Ems⸗Kanal 
in der Gegend von Herne (Rhein- Herne-Kanah, einſchließlich eines 
Lippe⸗Seitenkanals von Datteln nach Hamm 
74 500 000 M. 
p) verſchiedene Ergänzungsbauten am 
Dortmund-Ems⸗Kanal in der Strecke 
von Dortmund bis Bevergern .. 6 150 000 - 
c) . einen Schiffahrtkanal vom Dort⸗ 
mund — Ems Kanal in der 
Gegend von Bevergern zur 
5 8 Seite ... 80 650 000 Kl. 
Geſet - Samml. 1905. (Nr. 1058910591.) 30 
Ausgegeben zu Berlin den 11. April 1905. 
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Übertrag... 80 650 000 M. 
Weſer in der Gegend von 
Bückeburg mit Zweigkanälen 
nach Osnabrück und Minden, 
einſchließlich der Herſtellung von 
Staubecken im oberen Ouell⸗ 
gebiet der Weſer und der Vor⸗ 
nahme einiger Regulierungs⸗ 
arbeiten in der Weſer unterhalb 
n 81 000 000 » 
g. einen Anſchlußkanal aus der 
Gegend von Bückeburg nach 
Hannover mit Zweigkanal nach 
D 39 500 000 „ 
d) die Kanaliſierung der Lippe oder die 
Anlage von Lippe-Seitenkanälen von 
Weſel bis zum Dortmund Ems- 
Kanal bei Datteln und von Hamm 
FP 44 600 000 
e) Verbeſſerung der Landeskultur in 
Verbindung mit den Unternehmungen 
unter a bis d und dem bereits aus⸗ 
geführten Dortmund - Ems-Kanal 
unter Heranziehung der Nächit- 


ſtehenden Grundſätz ..........- 5 000 000 „ 

zuſammen für den Kanal vom Rhein zur Weſer ein- 
ſchließlich der Kanaliſierung der Lippe und Nebenanlagen 250 750 000 A. 

2. für Herſtellung eines Großſchiffahrtwegs Berlin Stettin 
(Waſſerſtraße Berlin -Hohenſaathenn—— 43.000.000 - 

3. für Verbeſſerung der Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichjel 
jowie der Warthe von der Mündung der Netze bis Poſen 21175 000 - 

4. für die Kanaliſierung der Oder von der Mündung der 

Glatzer Neiße bis Breslau ſowie für Verſuchsbauten auf 

der Strecke von Breslau bis Fürſtenberg a. O. und für 
Anlage eines oder mehrerer Staubecken 19 650.000 - 


1 zuſammen .. . 334 575 000 M. 
(Dreihundertvierunddreißig Millionen fünfhundertfünfund⸗ 
ſiebzigtauſend Mark.) 
92. 
A. Mit der Ausführung des im § 1 unter 1a bis e bezeichneten Kanals vom 
Rhein zur Weſer mit Anſchluß nach Hannover iſt nur dann vorzugehen, wenn vor 
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dem 1. Juli 1906 die beteiligten Provinzen oder andere öffentliche Verbände der 
Staatsregierung gegenüber in rechtsverbindlicher Form nachstehende Verpflichtungen 
übernommen haben, und zwar: 

1. hinſichtlich des im § 1 unter 1a aufgeführten Rhein Herne-Kanals 
einſchließlich des Lippe⸗Seitenkanals Datteln Hamm f 

den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen 
dieſer Kanäle etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der von dem zuſtändigen 
Miniſter feſtgeſetzten Betriebs⸗ und Unterhaltungskoſten dieſer Kanäle 
bis zur Höhe von fünfhundertfünfunddreißigtauſend (535 000) Mark 
für das Rechnungsjahr dem Staate zu erſtatten, ih 

ferner einen Baukoſtenanteil von vierundzwanzig Millionen acht⸗ 
hundertdreißigtauſend (24 830 000) Mark aus eigenen Mitteln in jedem 
Rechnungsjahre mit 3 vom Hundert zu verzinſen und vom ſechzehnten 
Betriebsſahr ab auch mit ½ vom Hundert ſowie den erſparten Zins 
beträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen dieſer Kanäle nach 
Abzug der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten zur Ver⸗ 
zinſung und Abſchreibung des für den Rhein -Herne-Kanal und den 
Lippe⸗Seitenkanal verausgabten Baukapitals mit zuſammen 3½ vom 
Hundert nicht ausreichen; 

2. hinſichtlich des im § 1 unter 1e aufgeführten Kanals von Bevergern 
zur Weſer mit Anſchluß nach Hannover nebſt den genannten Zweig— 
kanälen ſowie der Herſtellung von Staubecken und einiger Regulierungs— 
arbeiten in der Weſer unterhalb Hameln 8 

den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen 
dieſer Waſſerſtraßen etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der durch den zu— 
ſtändigen Miniſter feſtgeſtellten Betriebs- und Unterhaltungskoſten der⸗ 
ſelben bis zur Höhe von achthundertſiebenundvierzigtauſendfünfhundert 
(847 500) Mark für das Rechnungsjahr dem Staate zu erſtatten, 

ferner einen Baukoſtenanteil von ſiebenunddreißig Millionen drei⸗ 
hundertfünfzigtauſend (37 350 000) Mark aus eigenen Mitteln in den 
erſten fünf Jahren von der Betriebseröffnung ab mit 1 vom Hundert, 
für die folgenden fünf Betriebsjahre mit 2 vom Hundert, von da ab 
in jedem Jahre mit 3 vom Hundert zu verzinſen, vom ſechzehnten 
Jahre ab auch mit ½ vom Hundert ſowie den erſparten Zinsbeträgen 
zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen aus dieſen Waſſerſtraßen 
nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten zur 
Verzinſung und Abſchreibung des für dieſen Kanal mit Zweigkanälen, 
für die Staubecken und für die Regulierungsarbeiten in der Weſer 
unterhalb Hameln verausgabten Baukapitals mit den für die vorbe⸗ 
zeichneten Zeitabſchnitte vorgeſehenen Sätzen nicht ausreichen. 2 

Die Verbindung zwiſchen der Weſer und dem Kanale vom Rhein 
zur Weſer bei Minden iſt erſt herzuſtellen, wenn der Bremiſche Staat 
ſich verpflichtet hat, in die Weſer bei Hemelingen 9 Wehr mit 
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Schiffahrtkanal zu bauen und ein Drittel der Koſten der Talſperren 
im oberen Quellgebiete der Weſer ſowie der unterhalb Hameln auszu⸗ 
führenden Regulierungsarbeiten in Höhe von ſechs Millionen ſechs⸗ 
hunderttauſend (6 600 000) Mark zu übernehmen. Auf dieſen Beitrag 
Bremens werden die Einnahmen des Kanals in gleicher Weiſe ver— 
rechnet wie auf die Verpflichtungen der Intereſſenten. 


B. Mit dem Grunderwerbe für die im § 1 unter 1d bezeichnete Kanali⸗ 
NN, der Lippe oder für die Anlage von Lippe Seitenfanälen von Weſel bis 
zum Dortmund Ems-Kanal bei Datteln und von Hamm bis Lippſtadt iſt 
baldmöglichſt und mit dem Bau ſpäteſtens 1 Jahr nach der Betriebseröffnung 
des Rhein -Herne-Kanals vorzugehen, wenn vor dem 1. Juli 1906 die beteiligten 
Provinzen oder andere öffentliche Verbände der Staatsregierung gegenüber in 
rechtsverbindlicher Form die Verpflichtung übernommen haben, den durch die 
Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen der kanaliſierten Lippe oder 
der Lippe⸗Seitenkanäle von Weſel bis zum Dortmund Ems⸗-Kanale bei Datteln 
und von Hamm bis Lippſtadt etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der von dem zu⸗ 
ſtändigen Miniſter feſtgeſetzten Betriebs- und Unterhaltungskoſten für die Lippe 
von Weſel bis zum Dortmund-Ems Kanal und von Hamm bis Lippſtadt ſowie 
für die etwa zu erbauenden Lippe-Seitenkanäle bis zur Höhe von vierhundert⸗ 
dreißigtauſend (430 000) Mark für das Rechnungsjahr dem Staate zu erſtatten, 

ferner einen Baukoſtenanteil von vierzehn Millionen achthundertſiebzigtauſend 
(14870 000) Mark aus eigenen Mitteln in jedem Rechnungsjahre mit 3 vom 
Hundert zu verzinſen und vom ſechzehnten Betriebsjahr ab auch mit / vom Hundert 
ſowie den erſparten Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen dieſer 
Fluß und Kanalſtrecken nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- und Unter- 
haltungskoſten zur Verzinſung und Abſchreibung des verausgabten Baukapitals 
mit zuſammen 3½ vom Hundert nicht ausreichen. 

Bei Berechnung der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten ge⸗ 
langt ein bisher zur Unterhaltung der Lippe von Weſel bis zum Dortmund -Ems⸗ 
Kanal und von Hamm bis Lippſtadt verausgabter Betrag von fünfzigtauſend 
(50 000) Mark zur Abſetzung. 

Der Zeitpunkt der Betriebseröffnung der einzelnen, im $ 1 unter 1 a, e und d 
bezeichneten Unternehmungen wird von dem zuſtändigen Miniſter feſtgeſtellt. 

Überfteigen die laufenden Einnahmen einer dieſer Unternehmungen in einem 
Rechnungsjahre die aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten und die zur 
Verzinſung und Abſchreibung des verausgabten Baukapitals mit 3½ vom Hundert 
erforderlichen Beträge, jo iſt der Überſchuß zu verwenden: 

zunächſt zur weiteren Abſchreibung des Baukapitals und 

nach vollendeter Abſchreibung zur Zurückzahlung der vom Staate und den 
beteiligten Verbänden einſchließlich Bremens in früheren Jahren geleiſteten Zu— 
bußen nach dem Verhältniſſe dieſer, 

darnach zur Erſtattung der vom Staate verausgabten Bauzinſen und 
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ſchließlich zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zubußen 
des Staates und der Verbände mit 3 vom Hundert zu berechnenden Zinſen nach 
dem Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 


83. 

Mit der Ausführung des im § 1 unter 2 bezeichneten Großſchiffahrtwegs 
Berlin Stettin iſt nur dann vorzugehen, wenn vor dem 1. Juli 1906 die be 
teiligten öffentlichen Verbände der Staatsregierung gegenüber in rechtsverbindlicher 
Form die Verpflichtung übernommen haben, hinſichtlich der neu herzuſtellenden 
Berlin-Hohenſaathener Waſſerſtraße und des Finow⸗Kanals N 

den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen beider 
Waſſerſtraßen etwa nicht gedeckten Fehlbetrag der durch den zuſtändigen Miniſter 
feſtgeſtellten Betriebs⸗ und Unterhaltungskoſten derſelben bis zur Höhe von ſechs⸗ 
ar aste fünften (655 000) Mark für das Rechnungsjahr dem Staate 

erſtatten 

ferner einen Anteil von vierzehn Millionen fünfhunderttauſend (14500 000) 
Mark an den Baukoſten der neuen Waſſerſtraße aus eigenen Mitteln in jedem 
Rechnungsjahr mit 3 vom Hundert zu verzinſen, und mit ½ vom Hundert 
ſowie den erſparten Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen aus 
der neuen Waſſerſtraße und dem Finow-Kanale nach Abzug der aufgewendeten 
Betriebs⸗ und Unterhaltungskoſten beider Waſſerſtraßen zur Verzinſung und Ab—⸗ 
ſchreibung des geſamten, für die neue Waſſerſtraße verausgabten Baukapitals 
mit zuſammen 3½ vom Hundert nicht ausreichen. ling 
a Die Verpflichtung der beteiligten Verbände, ihren Baukoſtenanteil mit 
/e vom Hundert zu tilgen, beginnt mit dem ſechzehnten Jahre nach dem von 
dem zuſtändigen Miniſter feſtgeſtellten Zeitpunkte der Betriebseröffnung des Groß— 
ſchiffahrtwegs. h 

Überſteigen die laufenden Einnahmen aus beiden Waſſerſtraßen in einem 
Rechnungsjahre die aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten und die zur 
Verzinſung und Abſchreibung des für den Bau der neuen Waſſerſtraße veraus⸗ 
gabten Kapitals mit 3½ vom Hundert erforderlichen Beträge, ſo iſt der Über⸗ 
ſchuß zu verwenden: 

zunächſt zur weiteren Abſchreibung dieſes Baukapitals, N f 

1 ſodann zur Verzinſung mit 3 vom Hundert und Tilgung des in Höhe von drei 
Millionen (3.000 000) Mark noch nicht getilgten Reſtes derjenigen Beträge, die 
ſu dt zur Herſtellung zweiter Schleuſen am Finow-Kanal erforderlich geworden 
un 

nach vollendeter Abſchreibung beider Baukapitalien zur Zurückzahlung der 
vom Staate und den beteiligten Verbänden in früheren Jahren geleifteten Zu⸗ 
bußen, einſchließlich der Ausfälle des Staates an der Verzinſung des vorbezeichneten 
baute von 3 000 000 Mark, nach dem Verhältniſſe des beiderſeitigen Gut⸗ 
abens, ö 

darnach zur Erſtattung der vom Staate verausgabten Bauzinſen und 
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ſchließlich zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zubußen 
des Staates und der Verbände mit 3 vom Hundert zu berechnenden Zinſen nach 
dem Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 


84. 

Mit der Ausführung der im § 1 unter 3 bezeichneten Bauten an der 
Waſſerſtraße zwiſchen Oder und Weichſel ſowie an der Warthe iſt nur dann vor⸗ 
zugehen, wenn vor dem 1. Juli 1906 hinſichtlich der Unteren Netze von der 
Dragemündung aufwärts, ſowie des Bromberger Kanals und der Unteren Brahe 
die Provinz Poſen oder andere öffentliche Verbände der Staatsregierung gegenüber 
in rechtsverbindlicher Form die Verpflichtung übernommen haben, 

den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen etwa 
nicht gedeckten Fehlbetrag der von dem zuſtändigen Minifter feſtgeſetzten Betriebs⸗ 
und Unterhaltungskoſten bis zur Höhe von fünfhundertſechsundfünfzigtauſend 
(556000) Mark für das Rechnungsjahr dem Staate zu erſtatten, 

ferner einen Baukoſtenanteil von ſechs Millionen dreihunderttauſend (6 300 000) 
Mark aus eigenen Mitteln in den erſten fünf Jahren von dem durch den zu— 
ſtändigen Miniſter feſtgeſtellten Zeitpunkte der Betriebseröffnung ab mit 1 vom 
Hundert, für die folgenden fünf Betriebsjahre mit 2 vom Hundert, von da ab 
in jedem Jahre mit 3 vom Hundert zu verzinſen, vom ſechszehnten Jahre ab auch 
mit ½ vom Hundert ſowie den erſparten Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die 
laufenden Einnahmen nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungs- 
koſten zur Verzinſung und Abſchreibung des für den nunmehrigen Ausbau der 
Waſſerſtraße verausgabten Baukapitals mit den für die vorbezeichneten Zeitab— 
ſchnitte vorgeſehenen Sätzen nicht ausreichen. Dem verausgabten Baukapitale tritt 
ein Betrag von 1456 000 Mark für bereits in Angriff genommene Ergänzungs— 
und Erweiterungsbauten an den vorhandenen vier Stauſtufen der Lebhaften Netze 
und an der Unteren Brahe hinzu. 


Überſteigen auf der Unteren Netze von der Dragemündung aufwärts, auf 
dem Bromberger Kanal und der Unteren Brahe die laufenden Einnahmen in 
einem Jahre die aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten und die Beträge, 
welche zur Verzinſung und ee de e verausgabten Baukapitals mit 3½ vom 
Hundert erforderlich find, fo iſt der Überſchuß zu verwenden: 

zunächſt zur weiteren Abſchreibung dieſes Kapitals, 

ſodann zur Verzinſung eines in den letzten Jahrzehnten zur Verbeſſerung 
der Waſſerſtraßen der Unteren Brahe und der Unteren regulierten Netze ausge— 
gebenen Baukapitals von acht Millionen dreihunderttauſend (8 300 000) Mark 
mit 3 vom Hundert und zu deſſen Tilgung, 

ſodann nach vollendeter Abſchreibung beider Kapitalien zur Zurückzahlung 
der vom Staate und den beteiligten Verbänden in früheren Jahren ſeit der Er— 
öffnung des Betriebs auf der ausgebauten Waſſerſtraße geleiſteten Zubußen, ein— 
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ſchließlich der Ausfälle an der Verzinſung des vorbezeichneten Kapitals von 
8 300 000 Mark, nach dem Verhältniſſe des beiderſeitigen Guthabens, 
darnach zur Erſtattung der von dem Staate verausgabten Bauzinſen und 
ſchließlich zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zubußen des 
Staates und der Verbände mit 3 vom Hundert zu berechnenden Zinſen nach dem 
Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 


$5. 

Mit der Ausführung der im § 1 unter 4 bezeichneten Bauten iſt nur dann 
vorzugehen, wenn vor dem 1. Juli 1906 hinſichtlich der Kanaliſierung der Oder 
von der Mündung der Glatzer Neiße bis Breslau die Provinz Schleſien oder 
andere öffentliche Verbände der Staatsregierung gegenüber in rechtsverbindlicher 
Form die Verpflichtung übernommen haben, 

den durch die Schiffahrtabgaben und ſonſtige laufende Einnahmen dieſer 
Flußſtrecke und des Großſchiffahrtwegs bei Breslau etwa nicht gedeckten Fehlbetrag 
der durch den zuſtändigen Miniſter feſtgeſtellten Betriebs- und Unterhaltungskoſten 
dieſer Flußſtrecke und des Großſchiffahrtwegs bei Breslau bis zur Höhe von zwei- 
eee (215000) Mark für das Rechnungsjahr dem Staate zu 
eritatten, 

ferner einen Baukoſtenanteil von fünf Millionen einhunderttauſend 
6 100 000) Mark aus eigenen Mitteln in den erſten fünf Jahren von der Be 
triebseröffnung ab mit 1 vom Hundert, für die folgenden fünf Betriebsjahre 
mit 2 vom Hundert, von da ab in jedem Jahre mit 3 vom Hundert zu ver— 
zinſen, vom ſechzehnten Jahre ab auch mit ½ vom Hundert ſowie den erſparten 
Zinsbeträgen zu tilgen, ſoweit die laufenden Einnahmen aus dieſer Flußſtrecke 
und des Großſchiffahrtweges bei Breslau nach Abzug der aufgewendeten Betriebs- 
und Unterhaltungskoſten zur Verzinſung und Abſchreibung des für die Kanaliſierung 
von der Neißemündung bis Breslau verausgabten Baukapitals mit den für die 
vorbezeichneten Abſchnitte vorgeſehenen Sätzen nicht ausreichen. 

Bei Berechnung der aufgewendeten Betriebs- und Unterhaltungskoſten 
gelangt ein bisher zur Unterhaltung der freien Flußſtrecke verausgabter Betrag 
von einhundertneunzigtauſend (190 000) Mark zur Abſetzung. 

Der Zeitpunkt der Beendigung der Kanaliſierungsarbeiten wird von dem 
zuſtändigen Miniſter feſtgeſtellt. 

Überfteigen die laufenden Einnahmen in einem Rechnungsjahre die um 
190 000 Mark gekürzten Betriebs- und Unterhaltungskoſten der zu kanaliſierenden 
Flußſtrecke einſchließlich des Großſchiffahrtweges bei Breslau und die zur Ver⸗ 
zinſung und Abſchreibung des für die Kanalisierung verausgabten Baukapitals 
mit 3½ vom Hundert erforderlichen Beträge, jo iſt 25 Überſchuß zu verwenden: 

zunächſt zur weiteren Abſchreibung des Baukapitals für die Kanaliſierung, 

ſodann zur Verzinſung mit 3 vom Hundert des für die Erbauung des 
Großſchiffahrtweges bei Breslau und der Schleuſenanlagen bei Brieg und Ohlau 
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verwendeten Baukapitals von ſechs Millionen fünfhunderttauſend (6 500 000) Mark 
und zu deſſen Tilgung, 

ſodann nach vollendeter Abſchreibung beider Kapitalien zur Zurückzahlung 
der vom Staate und den beteiligten Verbänden in früheren Jahren ſeit der Be⸗ 
endigung der Kanaliſierungsarbeiten geleiſteten Zubußen, einſchließlich der Ausfälle 
an der Verzinſung des vorbezeichneten Kapitals von 6 500 000 Mark, nach dem 
Verhältniſſe des beiderſeitigen Guthabens, 

darnach zur Erſtattung der vom Staate verausgabten Bauzinſen und 

ſchließlich zur Erſtattung der von den letzteren ſowie von den Zubußen des 
Staates und der Verbände mit 3 vom Hundert zu berechnenden Zinſen nach dem 
Verhältniſſe der beiderſeitigen Zinsbeträge. 


§6. 

Wenn und foweit durch die Inbetriebnahme des Großſchiffahrtweges 
Berlin-Stettin die Wettbewerbsverhältniſſe der ſchleſiſchen Montaninduſtrie, ins— 
beſondere für Steinkohlen und Eiſen, trotz der für die Oder vorgeſehenen und bis 
dahin ausgeführten Verbeſſerungen gegenüber anderen (im: und ausländiſchen) 
Montanerzeugniſſen ungünſtig verſchoben werden, ſind alsbald diejenigen weiteren 
Maßnahmen zu treffen, welche geeignet ſind, die vorher vorhanden geweſene 
Frachtenſpannung in dem Schnittpunkte Berlin zwiſchen den ſchleſiſchen Revieren 
einerſeits und den konkurrierenden Revieren (für England ab Stettin gerechnet) 
andererſeits aufrecht zu erhalten. 


§7. a 
Die Erlöſe aus der Wiederveräußerung von Grundſtücken, die über den 
dauernden Bedarf hinaus für Bauzwecke erworben werden, ſind den Baufonds, 
ſolange dieſe noch offen ſind, wieder zuzuführen ($ 20 des Geſetzes, betreffend den 
Staatshaushalt vom 11. Mai 1898, Gefeg-Samml. S. 77), nach Schließung 
derſelben aber von den aufgewendeten Baukapitalien abzuſchreiben. 


„ 

Die Beträge, welche von den beteiligten Verbänden auf Grund der vor⸗ 
bezeichneten Verpflichtungen der Staatskaſſe oder jenen von dieſer zu erſtatten 
ſind, werden für jedes Rechnungsjahr nach Anhörung von Vertretern der Ver- 
bände von dem zuſtändigen Miniſter und dem Finanzminiſter endgültig feſt⸗ 
geſtellt. 

§ 9. 

Bei der Aufbringung und Unterverteilung der aus dieſen Verpflichtungen 
den Provinzen, Kreiſen und Gemeinden erwachſenden Laſten finden die geſetz— 
lichen Vorſchriften über die Mehr- und Minderbelaſtung einzelner Kreiſe und 
Kreisteile ſowie der c 9 und 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 152) Anwendung. 


$ 10. 

Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten, 
jedoch um den nach § 2 A 2 Abſ. 4 zu leiſtenden Beitrag Bremens verminderten 
Koften im Wege der Anleihe eine entſprechende Anzahl von Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld- 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 

Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. Schatz. 
anweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig werdenden 
Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeitstermine zur 
Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor 
dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatz⸗ 
auweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe ſowie 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz-Samml. 
S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 GGeſetz-Samml. S. 155) zur An— 
wendung. 


II. 

In Verbindung mit den in dieſem Geſetze vorgeſehenen Unternehmungen 
iſt eine Verbeſſerung der Landeskulturverhältniſſe nach Möglichkeit herbeizuführen. 

Bei der Aufſtellung, Ausarbeitung und Ausführung der Pläne haben die 
Organe der landwirtſchaftlichen Verwaltung mitzuwirken. 

Bei der Entſcheidung über Beſchwerden im Planfeſtſtellungsverfahren 
($ 22 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874, 
$ 13 dieſes Geſetzes) iſt der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
zuzuziehen, ſofern Landeskulturintereſſen in Betracht kommen. 


912. 

Dem Staate liegt bei Durchführung der in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Unternehmungen die Herſtellung derjenigen Anlagen ob, die für die benachbarten 
Grundſtücke oder im öffentlichen Intereſſe zur Sicherung gegen Gefahren und 
Nachteile notwendig ſind, ingleichen die Unterhaltung dieſer Anlagen, ſoweit ſie 
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über den Umfang der beſtehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung vorhandener, 
demſelben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht. 

| Wo die Herftellung der Anlagen zur Sicherung der benachbarten Grund- 
ſtücke gegen Gefahren und Nachteile mit der Ausführung des Bauplans nicht 
vereinbar oder wirtſchaftlich nicht gerechtfertigt erſcheint, iſt Schadenerſatz zu ge⸗ 
währen. Hat der Grundeigentümer nicht bereits nach geltendem Rechte einen 
Anſpruch auf Entſchädigung, fo iſt der Schaden inſoweit zu erſetzen, als die 
Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. 


§ 13. 
Soweit nicht eine Planfeſtſetzung im Enteignungsverfahren ſtattfindet, erfolgt 
die Feſtſtellung der Verpflichtungen des Staates nach folgenden Beſtimmungen: 

Ein Auszug aus dem von dem zuſtändigen Miniſter genehmigten 
Bauplan, aus dem die gemäß § 12 herzuſtellenden Anlagen zu er- 
ſehen find, iſt in jedem Gemeinde oder Gutsbezirke während zwei 
Wochen zu jedermanns Einſicht offenzulegen. Während dieſer Zeit 
kann jeder Beteiligte Einwendungen gegen den Plan erheben. Zeit 
und Ort der Offenlegung ſowie die Stelle, bei welcher ſolche Ein- 
wendungen in bezug, auf die herzuſtellenden Anlagen ſchriftlich oder 
mündlich zu Protokoll erhoben werden können, iſt durch das Kreisblatt 
und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Auch der Gemeinde— 
oder Gutsvorſtand hat das Recht, Einwendungen zu erheben. Nach 
Ablauf der Friſt ſind die Einwendungen durch einen Beauftragten 
des Regierungspräſidenten mit den Beteiligten und der Bauverwaltung, 
nötigenfalls unter Zuziehung von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach 
Abſchluß der Erörterung erfolgt die Feſtſtellung der dem Staate ob- 
liegenden Verpflichtungen durch den Bezirksausſchuß. 

Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit es ſich um die Höhe der Ent- 
ſchädigung handelt, binnen neunzig Tagen der Rechtsweg, im übrigen 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten zu. Die Friſt für die Beſchreitung des Rechtswegs läuft, 
ſofern Beſchwerde an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten eingelegt 
iſt, von der Zuſtellung der Entſcheidung auf dieſe Beſchwerde. 

Sofern mit der Bauausführung eine beſondere Behörde betraut 

iſt, ſteht auch dieſer die Beſchwerde zu, ihr iſt der Beſchluß zuzuſtellen. 


§ 14. 

Wegen ſolcher nachteiliger Folgen, welche erſt nach der Erörterung vor dem 
Beauftragten des Regierungspräſidenten erkennbar werden, ſteht dem Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten ein Anſpruch auf Errichtung von Anlagen oder Schaden⸗ 
erſatz (§ 12) bis zum Ablaufe von drei Jahren nach der Ausführung des Teiles 
der Anlage zu, durch welchen er benachteiligt wird. Die Feſtſtellung der Ver⸗ 


we en 


pflichtung des Staates erfolgt ſinngemäß nach den im 813 gegebenen Vor⸗ 
ſchriften. 
615. 


Fehlt einem Grundſtücke der Anſchluß an den Kanal vom Rhein zur 
Weſer, an den Anſchluß nach Hannover, an den Lippe-Kanal oder an einen 
der Zweigkanäle oder Häfen dieſer Schiffahrtſtraßen und erſcheint die Herſtellung 
des Anſchluſſes aus Gründen des öffentlichen Wohles, insbeſondere im Intereſſe 
der Förderung des Kanalverkehrs geboten, ſo bedarf es für die Ausführung des 
Anſchluſſes zur Enteignung einer Königlichen Verordnung nicht, vorausgeſetzt, 
daß nicht der Eigentümer zur Abtretung des mit Gebäuden beſetzten Grund und 
Bodens und der damit in Verbindung ſtehenden, eingefriedigten Hofräume gegen 
ſeinen Willen angehalten werden ſoll. Die Zuläſſigkeit der Enteignung wird 
von dem Bezirksausſchuſſe ausgeſprochen. 


$ 16. 

Dem Staate kann an dem Kanale vom Rhein zur Weſer, an dem An- 
ſchluſſe nach Hannover, an dem Lippe-Kanal oder an einem der Zweigkanäle 
und Häfen dieſer Schiffahrtſtraßen durch Königliche Verordnung das Recht zur 
Enteignung ſolcher Grundſtücke verliehen werden, deren Erwerb zur Erreichung 
der mit dem Unternehmen in Verbindung ſtehenden, auf das öffentliche Wohl 
gerichteten ſtaatlichen Zwecke erforderlich iſt. Von dem Enteignungsrecht iſt 
ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1909 Gebrauch zu machen. Auch darf es zu beiden 
Seiten des Kanals nicht über eine Linie hinaus ausgedehnt werden, welche ſich 
in der Entfernung von 1 km von der Kanalmittellinie hinzieht. 


§ 17. 

Zur Durchführung der in dieſem Geſetze beſchloſſenen Arbeiten wird neben 
dem aus den Garantieverbänden zu bildenden Beirat ein aus Kommiſſarien der 
Regierung und Vertretern der verſchiedenen in Betracht kommenden Intereſſenten 
beſtehender Waſſerſtraßenbeirat gebildet. 

Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden vom König ernannt. 

Das Nähere wird durch Königliche Verordnung geregelt. 


§ 18. 

Auf dem Kanale vom Rhein zur Weſer, auf dem Anſchluſſe nach Hannover, 
auf dem Lippe⸗Kanal und auf den Zweigkanälen dieſer Schiffahrtſtraßen iſt ein⸗ 
heitlicher ftantlicher Schleppbetrieb einzurichten. Privaten iſt auf dieſen Schiffahrt⸗ 
ſtraßen die mechaniſche Schlepperei unterſagt. Zum Befahren dieſer Schiffahrt⸗ 
ſtraßen durch Schiffe mit eigener Kraft bedarf es beſonderer Genehmigung. 

Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung des Schleppmonopols 
und die Bewilligung der erforderlichen Geldmittel werden einem beſonderen Geſetze 
vorbehalten. 
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819. 

Auf den im Intereſſe der Schiffahrt regulierten Flüſſen ſind Schiffahrt⸗ 
abgaben zu erheben. 

Die Abgaben ſind ſo zu bemeſſen, daß ihr Ertrag eine angemeſſene Ver⸗ 
zinſung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, die der Staat zur 
Verbeſſerung oder Vertiefung jedes dieſer Flüſſe über das natürliche Maß hinaus 
im Intereſſe der Schiffahrt gemacht hat. 

Die Erhebung dieſer Abgaben hat ſpäteſtens mit Inbetriebſetzung des Rhein 
Weſer⸗Kanals oder eines Teiles desſelben zu beginnen. 


§ 20. 5 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Gibraltar, den 1. April 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. Schönſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. 
v. Budde. v. Einem. Frhr. v. Richthofen. v. Bethmann Hollweg. 


— — — ͤ Fꝶ[ ze — 


(Nr. 10590.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. März 1905, betreffend eine Abänderung der Ver- 
waltungsordnung für die Staatseiſenbahnen. 


Au den Bericht vom 15. März d. J. will Ich in Abänderung der durch 
Meinen Erlaß vom 15. Dezember 1894 genehmigten Verwaltungsordnung für 
die Staatseiſenbahnen (Geſetz-Samml. 1895 S. 11) genehmigen, daß Weichen— 
ſteller erſter Klaſſe, einſchließlich der Halteſtellenaufſeher und Stellwerksweichen⸗ 
ſteller unkündbar angeſtellt werden dürfen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 20. März 1905. 


Wilhelm. 


v. Budde. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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(Nr. 10591.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Frankfurt a. M. Vom 5. April 1905. 


Alf Grund der §§ 26, 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und 
die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vor⸗ 
mals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und 
Landgräflich Heſſiſchen Gebietsteilen der Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 19. Auguſt 
1895 Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend 
das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Gefeß-Samml. S. 519) beſtimmt 
der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung 
in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die im Bezirke des Amtsgerichts Frankfurt a. M. belegenen Bergwerke 
Oberforſthaus, Kilian, Sandhof, Bender, Julius I, Ludwig I, Stein, 
Margaretha I, Taunus, Georg II, Bonames I, Bonames II, Ernſt⸗ 
ſegen, Praunheim, Bockenheim, Vogelſang, Maintal, Ginnheim I, 
Ginnheim II 
am 1. Mai 1905 beginnen ſoll. 


Berlin, den 5. April 1905. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: f 
1. der Allerhöchſte Erlaß vom 30. Januar 1905, betreffend die Geneh— 
migung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen bei dem 
Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtitute, durch die Amts— 
blätter 
der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 9 
S. 51, ausgegeben am 3. März 1905, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 8 S. 35, ausgegeben am 
25. Februar 1905, 8 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 11, Sonderbeilage, 
ausgegeben am 15. März 1905, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 11, Sonderbeilage, 
ausgegeben am 16. März 1905, 
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der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 11, Sonderbeilage, aus⸗ 
gegeben am 17. März 1905, 

der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 10, Sonderbeilage, ausgegeben 
am 9. März 1905, 

der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 10, Sonderbeilage, aus 
gegeben am 11. März 1905; 


2. der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Februar 1905, durch welchen der Stadt- 
. Siegburg das Recht verliehen worden iſt, die zur Bildung eines 
iederſchlagsgebiets für ihr Waſſerwerk erforderlichen Grundſtücksflächen 

im Wege der Enteignung zu erwerben oder, ſoweit dies ausreicht, mit 
einer dauernden Beſchränkung zu belaſten, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Cöln Nr. 12 S. 77, ausgegeben am 22. März 1905; 

3. das am 13. Februar 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Oelbach— 
Genoſſenſchaft zu Ottenſtein im Kreiſe Ahaus durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Münſter Nr. 10, beſondere Beilage, ausgegeben am 
9. März 1905; 

4. das am 20. Februar 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für den „Deich⸗ 
verband Karkeln (Nord)“ im Kreiſe Heydekrug durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 10 S. 75, ausgegeben am 
8. März 1905. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsbruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz-Sammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


